Münster für Bleiberecht

Der Rat der Stadt Münster hat am 11. Februar einstimmig eine Resolution verabschiedet, in der die gegenwärtige Bleiberechtsregelung als zu restriktiv kritisiert wird. Die Ratsmitglieder appellieren an den Deutschen Städtetag und den Innenminister des Landes Nordrhein-Westfalen, sich für eine weitergehende Regelung einzusetzen, die auch ohne Stichtag geduldeten Menschen ein dauerhaftes Bleiberecht einräumen würde. Nach Ansicht der Ratsmitglieder sind bislang zu wenig Menschen in den Genuss eines Bleiberechts gekommen. 

 

Insbesondere wird in der Resolution kritisiert, dass es in der gegenwärtigen Wirtschaftskrise für viele Betroffene kaum möglich sein wird, den Lebensunterhalt selbstständig zu sichern. Nach der gültigen Regelung ist eine Voraussetzung für ein dauerhaftes Bleiberecht, spätestens ab dem 1. April 2009 durchgehend einer existenzsichernden Erwerbstätigkeit nachzugehen. 

 

Um dieses Ziel zu erreichen, unterstützt der Rat ein Sonderprogramm, das mit Mitteln des Europäischen Sozialfonds und des Bundesarbeitsministeriums bundesweit Netzwerke eingerichtet hat, die Flüchtlinge und Bleibeberechtigte bei der  Integration in den Arbeitsmarkt fördern. Auch in Münster arbeitet seit dem 1. Oktober 2008 unter dem Namen MAMBA ein solches Netzwerk aus Handwerkskammer-Bildungszentrum (HBZ), Gesellschaft für Berufsförderung und Ausbildung (GEBA), Jugendausbildungszentrum (JAZ) und GGUA-Flüchtlingshilfe. Im Zentrum der Arbeit steht die Vermittlung in reguläre Arbeits- und Ausbildungsverhältnisse.
